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DEUTSCHLAND UND DIE KERNENERGIE

Nach dem Atomausstieg: Was passiert mit dem Atommüll?

Deutschland ist aus der Kernenergie ausgestiegen. Aber das Thema Atom bleibt dem Land erhalten.
Noch viele Jahre. Rückbau und Entsorgung sind nun die heißen Themen.
Seit Mitte April ist die Kernenergie in Deutschland
Geschichte. Zwischenzeitig bis zu 20 Atomkraftwerke
speisten Strom in das deutsche Netz ein, seit Anfang
der 1960er-Jahre. Dochdamit ist jetzt Schluss. Die letz-
ten drei Atomkraftwerke beendeten ihren Betrieb am
15. April 2023.

Bundesumweltministerin Steffi Lemke (Grüne) sagt
dazu in einem Radiointerview: ”Ich bin der Meinung,
wir sollten unsere gesamte Energie jetzt darauf setzen,
Photovoltaik, Windkraftspeicher, Energiesparen und
Energieeffizienz nach vorne zu treiben undmit diesen
rückwärtsgewandten Debatten aufhören.” Wegen der
durch den Ukraine-Krieg angespannten Lage auf dem
Energiemarkt gibt es zwar immerwieder Stimmen, die
eine Verlängerung der Kernkraft fordern. Diese Stim-
men haben die Abschaltung allerdings nicht verhin-
dert.

Zwei Aufgaben: Rückbau und Endlagerung

Aber trotz der Endes: Das Thema Kernenergie bleibt
dem Land erhalten. Lange noch. Denn die Reaktoren
müssen zurückgebaut werden, und das heißeste The-
ma ist die Endlagerung der strahlenden Atomabfälle.

Wie fast alle anderen Länder, die Atomkraftwerke
betrieben haben oder weiter betreiben, hat auch
Deutschland noch keinen Ort gefunden, an dem die
Abfälle, vor allem die abgebrannten Brennelemente,
sicher gelagert werden können. Zurzeit liegt der Atom-
müll in Zwischenlagern an den Standorten der auf-
gegebenen Kraftwerke, aber das Gesetz schreibt vor,
dass der strahlende Müll für viele Jahrtausende sicher
in unterirdischen Lagern verwahrt sein muss.

Zur Zeit: Zwischenlager an den Atomstandorten

Wolfram König ist Präsident des Bundesamtes für die
Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) und sagt
dazu der DW: ”Die Zwischenlager sind für eine gewis-

se Zeit ausgelegt. Die sollen die Zeit überbrücken, bis
ein Endlager zur Verfügung steht. Beton, Stacheldraht,
Wachmannschaften, Stahl: Die können keine robuste
geologische Struktur ersetzen. Gesucht wird eine geo-
logische Tiefe, eine geeignete Schicht in Salz, in Gra-
nit oder in Tongestein, die eben über eine unendlich
lange Zeit sicherstellt, dass keine radioaktiven Stoffe
wieder an die Oberfläche gelangen.”

Suchprozess dauert wohl noch Jahrzehnte

Da ist sich Deutschland mit allen rund 30 Staaten, die
Atomkraftwerke betreiben oder betrieben haben, ei-
nig. Unterirdisch soll der strahlendeMüll entsorgt wer-
den. Aberwo genau? Lange Zeit war Gorleben imöstli-
chenNiedersachsender vonderPolitik favorisierteOrt
für ein mögliches unterirdisches Lager für den Atom-
müll. Aber Gorleben war immer auch der Ort heftiger
Proteste gegen die Kernenergie, so dass die Politik vor
einigen Jahren beschloss, auf Gorleben als Standort
zu verzichten. Jetzt wird im ganzen Bundesgebiet ge-
sucht, an über 90möglichen Standorten. Wolfram Kö-
nig: ”Wir können und müssen davon ausgehen, dass
der Suchprozess in Deutschlandmit der Errichtung ei-
nes Endlagers noch circa genauso lange dauert, wie
wir die Atomenergie genutzt haben, nämlich 60 Jah-
re.”

Für den Rückbau zuständig: die Betreiber

Und auch der Rückbau der zeitweise rund 20 Atom-
kraftwerke wird Zeit kosten. ”Der Rückbau der stillge-
legten Kraftwerke obliegt den Betreibern. Sie haben
den Rückbau zu organisieren”, sagt Wolfram König.
”Die rechnen derzeit mit zehn bis 15 Jahren nach der
Erteilung der Genehmigung, bis die Entlassung aus
der Atomaufsicht erreicht sein kann.”

Derzeit werden in 30 Staaten Atomkraftwerke betrie-
ben. In Italien, Kasachstan und Litauenwurdendie Re-
aktoren abgeschaltet. Die Vereinigten Arabische Emi-

ZURÜCK ZUM INHALT 3

https://www.dw.com/de/nach-dem-atomausstieg-was-passiert-mit-dem-atomm�ll/a-65398836?maca=de-PMG-1985-xml-pmg


PRESSESPIEGEL EWN - ENTSORGUNGSWERK FÜR NUKLEARANLAGEN | 27.04.2023

EW
N

rate und Belarus errichten im Moment Atomkraftwer-
ke und würden damit neu in die Atomenergienutzung
einsteigen.

Die dauerhafte und sichere Lagerung des radioaktiven
Abfalls ist weltweit eine ungelöste Aufgabe. Am wei-
testen in der Planung ist Finnland. Vesa Lakaniemi,
der Verwaltungschef der Gemeinde Eurajoki in Süd-
finnland, sagt der ARD zur Errichtung des Endlagers
für Atommüll in seinem Ort: ”Wer von der Elektrizität
profitiert, muss auch die Verantwortung für den Müll
übernehmen. Und so ist es in Finnland. Wer Atom-
strom nutzt, muss mit einem Aufschlag auch die End-
lagerungmit bezahlen.” Geschätzte Baukosten für das
Endlager: 3,5 Milliarden Euro.

Rund 420 Atomkraftwerke weiterhin in Betrieb

Nach Angaben der Internationalen Atomenergieorga-
nisation (IAEA ) sind derzeit 422 Atomreaktoren welt-
weit in Betrieb,mit einemDurchschnittsalter von rund
31 Jahren. Im aktuellenWorld Nuclear Industry Status
Report heißt es, von einer Renaissance der Atomener-
gie könne nicht die Rede sein.

Über die Stromerzeugung weltweit durch Atomkraft-
werke heißt es weiter: ”1996 erreichte siemit 17,5 Pro-
zent den Höchststand, 2021 ist dieser Wert erstmals
seit vier Jahrzehnten wieder unter zehn Prozent gefal-
len.” In Europa wollen 13 von 27 Staaten den Atom-
strom weiter nutzen, teilweise sogar stärker als bis-
her. Auch China, Russland und Indien planenmehrere
neue Kraftwerke. Aber wie auch immer: Die strahlen-
de Hinterlassenschaftwird Deutschland trotz des Aus-
stiegs noch lange Jahre beschäftigen.
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LNG-Terminal: Amthor fordert Schwesig zu Widerstand auf

CDU-Bundestagsabgeordneter: Ministerpräsidentin soll sich gegen Pläne für Standort in Mu-
kran einsetzen

Der vorpommersche CDU-Bundestagsabgeordnete
Philipp Amthor hat die Landesregierung zum Wider-
stand gegen Pläne für ein Flüssigerdgas-Terminal im
Hafen von Mukran auf Rügen aufgefordert. Minister-
präsidentin Manuela Schwesig (SPD) dürfe sich „nicht
hinter demBund verstecken“, forderte der Vorsitzende
der CDU-Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommerns.
Mukran als Standort wäre eine „Katastrophe für die
Insel Rügen“, sagte Amthor amMittwoch.

Stattdessen sollte sich Schwesig gegen ihren Partei-
kollegen und Bundeskanzler Olaf Scholz stemmen
und „eine sinnvolle LNG-Alternative in ausreichender
Entfernung von der Küste Rügens unterstützen“. Auch
müsse transparent geklärt werden, ob und inwieweit
Bedarf für dieses LNG-Terminal bestehe. „Die diesbe-
zügliche Kommunikation von Bundes- und Landesre-
gierung ist desaströs.“

Amthor hatte das Bundeswirtschaftsministerium da-
nach gefragt, inwieweit die Landesregierung erst An-
fang dieses Jahres von dem inzwischen verworfenen
Standort vor Sellin erfahren habe. In der Antwort ver-
weist die Behörde auf eine Pressemitteilung aus dem
Juli vergangenen Jahres, mit der die Entscheidung
über potenzielle Standorte veröffentlicht worden sei.

In der damaligen Mitteilung war für die Ostsee von
einer vom Bund geplanten Anlage auf See vor Lub-
min die Rede. „Die anschließende Festlegung eines
konkreten Ostseestandortes verlief in einem Prozess
mit regelmäßiger Rückkopplung zwischen Bund und
Land“, teilte das Ministerium mit. Dabei sei auch dar-
über diskutiert worden, dass ein Standort nicht im
Greifswalder Bodden, sondern eine über eine 38 Kilo-
meter lange Leitung angebundene Anlage auf offener
See infrage komme.Wann der konkrete Standort rund
fünfKilometer vor Sellin ins Spiel kam,wirdnicht deut-
lich. Von diesem Standort rückte die Bundesregierung
nach heftigemWiderstand ab.

Die Pläne für ein LNG-Terminal sorgen seit Monaten
für Widerstand auf der Insel. Kritiker fürchten um die
Umwelt und den Tourismus. Scholz und Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck (Grüne) hatten sie am
vergangenen Donnerstag nach einer Gesprächsrunde
in Binz verteidigt. Christopher Hirsch

Zitat-Text:

”Mukran als Standort wäre eine Katastrophe
für die Insel Rügen.” - Philipp Amthor, CDU-
Bundestagsabegordneter
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